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Fall (150 Punkte}: 

Dr.-Ing. B betreibt ein Ingenieurbüro in Nürnberg. Im Geschäftsverkehr tritt B mit der Tätigkeitsbe­
schreibung auf: "Managing gewerblicher Schutzrechte in Verbindung mit Entwicklungen(§ 5 RDG)". 
B ist weder Patent- noch Rechtsanwalt. B hat für drei verschiedene Gesellschaften insgesamt 10 Pa­
tent- und Markenanmeldungen durchgeführt. B war unstreitig zum Anmeldezeitpunkt kein Angestell­
ter dieser 3 Gesellschaften. Sowohl bei den Patent- als auch bei den Markenanmeldungen wurde B 
jeweils in den Anträgen als Vertreter bzw. der Geschäftssitz seines Ingenieurbüros als Zustelladresse 
angegeben. 

Die Patentanwaltskammer hat B mit anwaltlichem Schreiben aufgefordert, bis zum 02.06.14 eine 
strafbewehrte Unt~rlassuhgserklärung we~en unl'!.~ie~~.\! Verha~tens abzugeben, da ein Verstoß gegen 
§§ 2, 3 RDG sow1e gegen § 3 PAO vorliege. B SI~ mdes, die gewünschte strafbewehrte Unterlas­
sungserklärung abzugeben. Daraufhin reicht der Rechtsanwalt R als Prozessbevollmächtigter der Pa­
tentanwaltskammer Klage bei der Kammer für Handelssachen des LG Nümberg ein. Er beantragt: 

1. Den Beklagten zu verurteilen, es bei Meidung eines für jeden Fall der Zuwiderhandlung 
vom Gericht festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000 €- ersatzweise Ordnungshaft -
oder einer Ordnungshaft bis zu 6 Monaten, im Fall wiederholter Zuwiderhandlung bis zu ins­
gesamt 2 Jahren, 

zu unterlassen, 

im geschäftlichen Verkehr als Vertreter auf dem Gebiet der gewerblichen Schutzrechte gegen­
über dem DPMA oder dem EPA aufzutreten, insbesondere für Dritte gewerbliche Schutzrechte 
anzumelden und/oder in sonstiger Weise Rechtsdienstleistungen auf dem Gebiet der gewerbli­
chen Schutzrechte anzubieten oder zu erbringen. 

2. Den Beklagten zu verurteilen, an die Klägerin einen Betrag i.H.v. 1.085,04 € zuzüglich Zin­
sen i.H.v. 5 Prozentpurikten über demjeweiligen Basiszinssatz seit dem 03 .06.2014 zu zahlen. 

Zum einen sei er Miterfinder gewesen und daher nicht als Vertreter aufgetreten, sondern nur in eigener 
Sache. Zum anderen habe er sich lediglich als Zustellungsbevollmächtigter bestellt. Im Übrigen liege 
eine nach dem RDG erlaubte Nebenleistung vor. Daher habe keine Verpflichtung zur Unterlassung 
bestanden, und die außergerichtlichen Rechtsanwaltskosten flir die Abmahnung i.H.v. 1.085,04 € seien 
unbegründet. 

Das Gericht stellt aufgrund eines Ausdrucks aus dem DPMA-Register fest, dass B zu dem in Rede 
stehenden Zeitpunkt in zehn Fällen entsprechende Vertreteryollmachten vorlegte und in diesen Fällen 
auchjeweils mit Aktenzeichen als Vertreter in den Akten geführt wurde. Ferner erweist sich, dassBin 
_keinem der zehn Fälle Mitferfinder war. 

Prüfen Sie gutachterlieh die Erfolgsaussichten der Klage! 

Zusatzfragen (30 Punkte): 

1 a) Angenommen, der Klage wird stattgegeben. Welches Rechtsmittel könnteBeinlegen und welches 
Gericht wäre das zuständige Rechtsmittelgericht? 

1 b) Angenommen, das angerufene Rechtsmittgericht ist der Ansicht, dass das eingelegte Rechtsmittel 
des B keine Aussicht auf Erfolg hat. In welcher Form wird das Rechtsmittelgericht entscheiden? Was 
wäre das statthafte Rechtsmittel gegen diese ablehnende Entscheidung? 
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Anhang: Auszug aus dem Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG): 

§ 1 Anwendungsbereich 
(1) Dieses Gesetz regelt die Befugnis, außergerichtliche Rechtsdienstleistungen zu erbringen. Es 
dient dazu, die Rechtsuchenden , den Rechtsverkehr und die Rechtsordnung vor unqualifizierten 
Rechtsdienstleistungen zu schützen. 
(2) Regelungen in anderen Gesetzen über die Befugnis, Rechtsdienstleistungen zu erbringen , bleiben 
unberührt. 

§ 2 Begriff der Rechtsdienstleistung 
(1) Rechtsdienstleistung ist ~de Tätigkeit in konkreten fremden Angelegenheiten , sobald sie eine 
rechtliche Prüfung des Einzelfalls erfordert 
(2) Rechtsdienstleistung ist, unabhängig vom Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1, die 
Einziehung fremder oder zum Zweck der Einziehung auf fremde Rechnung abgetretener Forderungen, 
wenn die Forderungseinziehung als eigenständiges Geschäft betrieben wird (lnkassodienstleistung) 
Abgetretene Forderungen gelten für den bisherigen Gläubiger nicht als fremd . 
(3) Rechtsdienstleistung ist nicht: 
1. die Erstattung wissenschaftlicher Gutachten, 
2. die Tätigkeit von Einigungs- und Schlichtungsstellen, Schiedsrichterinnen und Schiedsrichtern , 
3. die Erörterung der die Beschäftigten berührenden Rechtsfragen mit ihren gewählten Interessen­
vertretungen , soweit ein Zusammenhang zu den Aufgaben dieser Vertretungen besteht, 
4. die Mediation und jede vergleichbare Form der alternativen Streitbeilegung , sofern die Tätigkeit 
nicht durch rechtliche Regelungsvorschläge in die Gespräche der Beteiligten eingreift, 
5. die an die Allgemeinheit gerichtete Darstellung und Erörterung von Rechtsfragen und Rechtsfällen 
in den Medien, 
6. die Erledigung von Rechtsangelegenheiten innerhalb verbundener Unternehmen (§ 15 des Aktien­
gesetzes). 

§ 3 Befugnis zur Erbringung außergerichtlicher Rechtsdienstleistungen 
Die selbständi e Erbrin un außergerichtlicher Rechtsdienstleistun en ist nur in dem Umfang zuläs­
sig , in em sie durch dieses Gesetz oder durch oder aufgrund anderer Gesetze erlaubt wird . 

§ 5 Rechtsdienstleistungen im Zusammenhang mit einer anderen Tätigkeit 
(1) Erlaubt sind Rechtsdienstleistungen im Zusammenhang mit einer anderen Tätigkeit, wenn sie als 
Nebenleistung zum Berufs- oder Tätigkeitsbild gehören . Ob eine Nebenleistung vorliegt, ist nach ih­
rem I.!J.balt 11mfang I IOd sachlichen Zusammenbang mit der Haupttätigkeit unter Berücksichtigung der 
13,g.ctJtskQRntnisse zu SB'Irteilen die für die Haupttätigkeit erforderlich sind. 
(2) Als erlaubte Nebenleistungen gelten Rechtsdienstleistungen , die im Zusammenhang mit einer der 
folgenden Tätigkeiten erbracht werden : 
1. Testamentsvollstreckung, 
2. Haus- und Wohnungsverwaltung , 
3. Fördermittelberatung. 

§ 3 PAO (Recht zur Beratung und Vertretung) lautet: 

(1) Der Patentanwalt ist nach Maßgabe dieses Gesetzes unabhängiger Berater und Vertreter. 
(2) Der Patentanwalt hat die berufliche Aufgabe, 
1. in Angelegenheiten der Erlangung, Aufrechterhaltung , Verteidigung und Anfechtung eines Patents, 
eines ergänzenden Schutzzertiflkats, eines Gebrauchsmusters, eines eingetragenen Designs, des 
Schutzes einer Topographie, einer Marke oder eines anderen nach dem Markengesetz geschützten 
Kennzeichens (gewerbliche Schutzrechte) oder eines Sortenschutzrechts ~ndere zu beraten 'md Ori.t::. 
~n gegennber ;s.u vertreten.; ....,.. 
2. in Angelegenheiten , die zum Geschäftskreis des Patentamts und des Patentgerichts gehören, an-
dere vor dem Patentamt und dem Patentgericht zu vertreten ; -
3."'-m_.,...,V'e'rt,....a'h-re_n_w_e_g_e_n~E.",.r7k.,.,la,..... r-u-n g--a.....,e--,r'N~,.:::.c,.,..ht,...lg:-~k-=-=e~it.---:-od-:-.e:-:r:-::;Z-u -:7rü:'-c..-kna h m e des Patents oder ergänzenden 

Schutzzertifikats oder wegen Erteilung einer Zwangslizenz andere vor dem Bundesgerichtshof zu 
vertreten ; 
4 . in Angelegenheiten des Sortenschutzes andere vor dem Bundessortenamt zu vertreten . 




